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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Rohrböck als Einzelrichter über die Beschwerde von Frau H.S., 
geb. 1979, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 5. März 2007, Zl. 06 07.141-BAL, 
nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 8. Mai 2008 zu Recht erkannt: 
 

I. Der Beschwerde von Frau H.S. gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 5. März 2007, Zl. 06 07.141-
BAL, wird gemäß § 3 Abs. 1 AsylG stattgegeben und Frau H.S. der Status einer Asylberechtigten zuerkannt. 
 

II. Gemäß § 3 Abs. 5 AsylG wird festgestellt, dass Frau H.S. damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft 
zukommt. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Ehemann der Antragstellerin (ASt.), H.B., ist am 15. November 2001 illegal nach Österreich eingereist und 
hat am selben Tag beim Bundesasylamt einen Antrag gemäß § 3 AsylG eingebracht. In der Folge entzog sich 
H.B. dem Asylverfahren und hielt sich in Holland und danach in England auf, von wo er am 4. Dezember 2003 
nach Österreich rücküberstellt wurde. 
 

Im Zuge seiner Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 9. Juni 2004 begründete H.B. seinen Asylantrag mit 
Verfolgung durch die Taliban und einen Parteiführer namens K.A.. Die Taliban seien zu seinem Heimatort 
gekommen und hätten von den Bewohnern die Zusammenarbeit gegen die Partei von K.A. verlangt. Dieser habe 
nämlich gegen die Taliban gekämpft. Auch K.A. habe von ihm verlangt, dass er gegen die Taliban kämpfen 
solle. In weiterer Folge seien er und andere Leute von unbekannten Personen überfallen worden. Daraufhin sei er 
von K.A. verdächtigt worden, mit dem Überfall zu tun zu haben. Weiters gab er an, er habe ständig in Kunar und 
Nangahar gelebt und Afghanistan Anfang Oktober 2001 von Kunar aus mit dem Flugzeug verlassen. Seine 
Ehefrau - die nunmehrige Beschwerdeführerin - und die gemeinsamen 4 Kinder sowie seine Mutter würden sich 
nach wie vor in Afghanistan aufhalten. 
 

Der Asylantrag von H.B. wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 15. Juni 2004, Zahl 01 23.797-BAL 
gemäß § 7 AsylG idgF abgewiesen. Gemäß § 8 AsylG idgF wurde festgestellt, dass die Abschiebung, 
Zurückschiebung oder Zurückweisung von H.B. nach Afghanistan nicht zulässig ist und ihm eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung bis 15. Juni 2005 erteilt. 
 

Gegen die Abweisung des Antrages brachte H.B. mit Schriftsatz vom 2. 7. 2004, eingelangt beim Bundesasylamt 
am 5. 7. 2004, Berufung ein. 
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Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 30. Mai 2005, Zahl 01 23.797-BAL, wurde die befristete 
Aufenthaltsberechtigung bis 15. Juni 2006 verlängert. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 9. Juni 2006, 
Zahl 01 23.797-BAL, wurde die befristete Aufenthaltsberechtigung ein weiteres Mal bis 15. Juni 2011 
verlängert. 
 

Die Beschwerdeführerin hat daraufhin am 24. Mai 2006 bei der Österreichischen Botschaft in Islamabad, 
Pakistan, für sich und die 4 unmündigen minderjährigen Kinder einen Auslandsantrag gemäß § 35 AsylG 2005 
gestellt, der am 6. Juli 2006 beim Bundesasylamt einlangte. 
 

Im Antragsformular führte die Beschwerdeführerin an, zuletzt in Afghanistan in C., Kunar, wohnhaft gewesen 
zu sein. Derzeit wohne sie in Peshawar, Pakistan. Sie sei Pashtunin, Hausfrau und Analphabetin. Am 14. Februar 
2006 sei sie über das Bundesland Kunar nach Pakistan gefahren. Als Grund für ihren Asylantrag führte sie an, 
dass ihr Mann sei Asylwerber in Österreich sei und sie bei ihm leben wolle. Da sie eine alleinstehende Frau in 
einem patriarchalischen Land wie Afghanistan gewesen sei, habe sie sehr viele Probleme gehabt und zum Schutz 
ihrer Ehre sei sie gezwungen gewesen, aus ihrem Dorf C. nach Peshawar zu ihrem Onkel und ihrer Tante zu 
flüchten, bei welchen sie derzeit wohne. Vor vier Monaten habe sie durch das Rote Kreuz erfahren, dass ihr 
Mann nach Österreich geflüchtet sei. Als die Leute von der islamischen Partei dies erfahren hätten, hätten sie sie 
misshandelt und mit dem Tode bedroht. Der Kommandant K.A. sei ihr Feind und wolle sie alle umbringen. 
Deshalb seien sie gezwungen gewesen, zu flüchten. Da ihr Mann durch die Kommandanten der islamischen 
Partei verfolgt worden und nun in Österreich sei, wolle sie in Österreich bei ihm sein. 
 

Im Zuge des Interviews bei der Österreichischen Botschaft in Islamabad am 1. Juni 2006 gab die 
Beschwerdeführerin an, vor 3 Monaten von Afghanistan nach Pakistan gekommen zu sein. Sie sei nunmehr 
Hausfrau und habe vor 11 Jahren geheiratet sowie vier Kinder bekommen, drei Söhne und eine Tochter. Ihr 
Ehemann sei Student an der Universität gewesen und vor 5 Jahren nach Österreich gereist. Sie wisse den Grund 
nicht, warum er das Heimatland verlassen habe oder ob er Mitglied einer politischen Partei gewesen sei. Er sei 
einmal von islamischen Gruppen inhaftiert worden und danach habe sie keine Informationen mehr über ihn 
gehabt. Als er aus dem Gefängnis freigekommen und nach Österreich gereist sei, sei sie darüber nicht informiert 
gewesen und habe jahrelang keinen Kontakt zu ihm gehabt. Seit ihr Mann im Gefängnis gewesen sei, sei sie 
alleine gewesen und schließlich zu ihren Eltern gegangen. Ihre Brüder hätten für ihren Lebensunterhalt in 
Afghanistan bezahlt. Vor einigen Monaten habe ihr Ehemann einen Brief mit Dokumenten geschrieben, um sie 
über seine Adresse zu informieren. Sie habe noch nicht mit ihm telefoniert und bekomme keine finanzielle Hilfe 
von ihm. Nun sei sie nach Pakistan gekommen, um Asyl anzusuchen und zu ihrem Ehemann nach Österreich zu 
kommen. 
 

In der Folge wurde der Beschwerdeführerin und ihren Kindern ein Einreisevisum nach Österreich erteilt. Am 28. 
Dezember 2006 reiste sie mit ihren vier Kindern mit dem Flugzeug legal von Pakistan kommend nach Österreich 
ein. Die Beschwerdeführerin und ihre vier Kinder haben daraufhin am 31. Dezember 2006 persönlich beim 
Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle Ost, einen Antrag auf internationalen Schutz im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 
AsylG eingebracht. 
 

Bei der niederschriftlichen Befragung vor der Polizeiinspektion Traiskirchen - Erstaufnahmestelle Ost am 31. 
Dezember 2006 gab die Beschwerdeführerin an, dass sie, da ihr Mann seit ca. fünf Jahren in Österreich lebe, mit 
ihren Kindern nach Österreich gekommen sei, um mit ihm ein Familienleben zu führen. Als alleinstehende Frau 
mit vier Kindern habe sie in Afghanistan nicht mehr weiter leben können. Vor 9 Monaten habe ihr Schwager sie 
und die Kinder mit dem Auto von Afghanistan nach Pakistan gebracht. Am 28. Dezember 2006 seien sie mit 
dem Flugzeug von Peshawar nach Österreich gekommen. Ihre Kinder, die überdies keine eigenen Fluchtgründe 
hätten, seien seit der Geburt ununterbrochen bei ihr gewesen. Für die Dauer des Asylverfahrens in Österreich 
übernehme die Beschwerdeführerin die gesetzliche Vertretung für ihre Kinder. 
 

Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt, Außenstelle Linz, am 15. Februar 2007 gab 
die Beschwerdeführerin im Beisein eines von der erkennenden Behörde bestellten und beeideten Dolmetschers 
der Sprache Pashtu vor einem Organwalter des Bundesasylamtes im Wesentlichen Folgendes an: 
 

"(...) 
 

Frage: Wer vertritt ihre minderjährigen unmündigen Kinder 
 

. in deren Asylverfahren? 
 

Antwort: Ich. 
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Frage: Erheben Sie Ihre eigenen Angaben auch zu den Angaben Ihrer Kinder? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Haben Sie außer Ihrem Reisepass noch weitere Identitätsdokumente aus Ihrem Heimatland? 
 

Antwort: Ich habe auch noch eine Geburtsurkunde und eine Heiratsurkunde. 
 

Aufforderung: Schreiben Sie Ihren Familiennamen, Vornamen, Ihr Geburtsdatum und Ihren Geburtsort samt 
Gemeinde und Bundesland in richtiger Schreibweise. 
 

Antwort: Ich kann nicht schreiben. Ich bin Analphabetin. Mein Name ist S.. Der Name meines Vaters ist G.A.. 
Wie ich geheiratet habe, ich den Familiennamen meines Mannes, H. angenommen. Ich wurde im Jahr 1979 
geboren, das genaue Datum weiß ich nicht. Ich bin 28 Jahre alt. Ich wurde im Dorf T. geboren. Das gehört zur 
Provinz Kunar. 
 

Frage: Wann und von wem haben Sie Ihren Reisepass erhalten? 
 

Antwort: Ich habe den Pass vor zirka 7 Monaten bekommen. Von wem weiß ich nicht. 
 

Frage: Wie sind Sie zu dem Reisepass gekommen? 
 

Antwort: Der Mann meiner Tante hat mir geholfen. Er hat das alles gemacht. 
 

Frage: Wer ist der Mann Ihrer Tante? 
 

Antwort: Er heißt A.H.. Er wohnt in Pakistan in Peshawar. 
 

Frage: Mussten Sie für den Reisepass etwas bezahlen? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Wie viel mussten Sie bezahlen? 
 

Antwort: ich weiß es nicht, er hat das bezahlt. 
 

Frage: Was macht A.H. in Peshawar? 
 

Antwort: Er hat ein kleines Geschäft in Peshawar. 
 

Frage: Wo sind Sie aufgewachsen, wo haben Sie bis heute gelebt? Schildern Sie Ihren Lebensweg von der 
Geburt bis heute. 
 

Antwort: Von meiner Geburt an habe ich in meinem Dorf bei meinen Eltern gewohnt. Ich habe keine Schule 
besucht. Später habe ich dann geheiratet. 
 

Als ich geheiratet habe, bin ich in das Haus zu meinem Mann gezogen. Es ist im selben Dorf, wo ich 
aufgewachsen bin. 
 

Mein Schwiegervater war schon tot, als ich geheiratet habe. Er war ein Kommunist. 
 

Ich habe auch einen Schwager gehabt. Eines Tages kamen ein paar Leute zu unserem Haus. Sie haben meinen 
Schwager und meinen Mann mit Gewalt mitgenommen. Die beiden wollten nicht mitgehen, aber sie haben sie 
mit Gewalt mitgenommen. Mein Mann hat meinen kleinen Sohn im Arm gehabt. Sie haben den Kleinen von 
meinem Mann weg. Dann haben sie auf meinen Mann geschossen. Dabei wurde er verletzt. Aber sie haben 
trotzdem die beiden mitgenommen. Ein paar Tage später haben sie die Leiche meines Schwagers nach Hause 
gebracht. Mein Mann war zirka 5 Jahre lang verschwunden. Dann habe ich einen Brief von ihm erhalten, dass er 
lebt und in Europa ist. 
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Frage: Wie lange ist das her, dass Sie den Brief von Ihrem Mann bekommen haben? 
 

Antwort: Es war zirka vor 11 Monaten. 
 

Frage: Aus welchem Land hat Ihr Mann den Brief geschickt? 
 

Antwort: Ich habe den Brief vom Roten Kreuz bekommen. Ich konnte den Brief nicht lesen. 
 

Frage: Was ist in dem Brief gestanden? 
 

Antwort: Man hat mir vorgelesen, dass es meinen Mann gut geht. Wir haben dann zurückgeschrieben. 
 

Frage: An welche Adresse haben Sie den Brief bekommen? 
 

Antwort: Das Rote Kreuz hat den Brief in unsere Moschee gebracht. Dort haben sie nach meinem Vater gefragt. 
Dann haben Sie meinem Vater den Brief gegeben. 
 

Frage: Was macht das Rote Kreuz allgemein in Ihrem Heimatort? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht. Ich bin Hausfrau. 
 

Frage: Wo haben Sie gewohnt, seitdem Ihr Mann verschwunden war? 
 

Antwort: Ich habe wieder bei meinen Eltern gewohnt. 
 

Frage: Bis wann haben Sie bei Ihren Eltern gewohnt? 
 

Antwort: Nachdem ich den Brief von meinem Mann bekommen habe, habe ich noch einen Monat bei meinen 
Eltern gewohnt. Dann bin Ich mit den Kindern nach Pakistan gefahren. 
 

Frage: Wann genau ist Ihr Mann damals verschwunden? 
 

Antwort: Zirka vor 5 Jahren. Das genaue Datum weiß ich leider nicht. 
 

Frage: Wann und wo haben Sie geheiratet? 
 

Antwort: Wir haben zirka vor 13 Jahren geheiratet, und zwar dort in meinem Dorf. 
 

Frage: Vor wem haben Sie die Ehe geschlossen? 
 

Antwort: Unsere Ehe wurde vom Imam in unserem Dorf geschlossen. 
 

Frage: Ist die Ehe amtlich registriert? 
 

Antwort: Ja. Sie ist aber erst später in Peshawar registriert worden. Das hat auch der Mann meiner Tante 
gemacht. Die Heiratsurkunde habe ich schon bei meiner ersten Einvernahme vorgelegt. 
 

Frage: Wovon haben Sie in Afghanistan den Lebensunterhalt bestritten? 
 

Antwort: Ich habe bei meinen Eltern gewohnt. Meine Eltern haben mich unterstützt. 
 

Frage. Wovon bestreiten Ihre Eltern den Lebensunterhalt? 
 

Antwort: Sie haben ein Haus und eine Landwirtschaft. 
 

Frage: Wie groß ist die Landwirtschaft? 
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Antwort: Meine Eltern haben genug Landwirtschaft. Sie haben alles mögliche, Getreide und Mais und Reis und 
alles. Sie haben auch einige Kühe. Mein Mann hat auch eine Landwirtschaft gehabt. 
 

Frage: Wo wurden Ihre Kinder geboren? 
 

Antwort: Sie wurden alle in unserem Dorf geboren. 
 

Frage: Wovon haben Sie in Pakistan den Lebensunterhalt bestritten? 
 

Antwort: Ich war bei meiner Tante. Sie haben mir geholfen. Ich war Gast dort. Mein Mann hat auch manchmal 
etwas Geld geschickt. 
 

Frage: Haben Sie sich in Pakistan legal oder illegal aufgehalten? 
 

Antwort: Illegal. Ich habe kein Visum gehabt. 
 

Frage: Haben Sie in Pakistan um ein Visum angesucht? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Weshalb haben Sie in Pakistan nicht um ein Visum angesucht? 
 

Antwort: In Pakistan leben alle Afghanen illegal. Dort verlangen sie kein Visum. 
 

Frage: Wie groß ist Ihr Heimatdorf T.? 
 

Antwort: Es hat zirka 40 Häuser. 
 

Frage. Wer lebt in diesen Häusern? 
 

Antwort: Es sind alle Pashtunen, Shinwari. 
 

Frage: Wie heißen die Nachbarorte von T.? 
 

Antwort: S., I., A.. 
 

Frage: Wer lebt in diesen Nachbarorten? 
 

Antwort: Es sind alle Leute dort Pashtunen und Shinwar. 
 

Frage: Gibt es in Ihrer Heimatregion eine Polizei? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Wer sorgt in Ihrer Heimatregion für die Sicherheit und das Recht? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht. Ich glaube es sind Kommandanten. Aber ich habe keine Ahnung, wer die sind. 
 

Frage: Hatten Sie jemals persönlich mit einem Kommandanten oder seinen Leuten zu tun? 
 

Antwort: Mit einem Kommandanten, mit K.A.. Mit den Taliban habe ich auch Probleme gehabt. 
 

Frage: Wann war das, wie Sie mit K.A. zu tun gehabt haben? 
 

Antwort: Ich habe zirka vor 5 Jahren mit ihm Probleme gehabt und wie ich den Brief von meinem Mann erhalten 
habe, habe ich wieder mit ihm Probleme gehabt. Er hat gewusst, dass mein Mann noch am Leben ist. Er wollte 
m ich und meine Kinder entführen. Aber dann hat mein Vater mich und meine Kinder nach Pakistan geschickt. 
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Frage: Wann war das, wie Sie mit den Taliban zu tun gehabt haben? 
 

Antwort: Das war auch vor 5 Jahren. 
 

Frage: Was hat K.A. zu dieser Zeit gemacht, als Sie nach Pakistan gereist sind? 
 

Antwort: Das weiß ich nicht. Ich weiß nur, dass er noch immer dort ist und ein mächtiger Mann ist. 
 

Aufforderung: Schildern Sie konkret die Probleme, die Sie mit K.A. gehabt haben und schildern Sie alle 
Vorfälle, was sich genau ereignet hat, unter Angabe der Zeiten, der Orte und der Personen, die daran beteiligt 
waren. 
 

Antwort: Es war an einem Nachmittag, zirka vor 10 Monaten. Ein Monat nachdem ich den Brief erhalten habe. 
Es sind 6 Leute gekommen und wollten mich und meine Kinder mitnehmen. Ich habe geweint. Meine Kinder 
haben auch geweint. Mein Vater hat die Leute gebeten. Die Leute haben dann gesagt, sie müssen uns 
mitnehmen, weil sie wollen meinen Mann haben und uns als Geisel nehmen. Aber mein Vater hat gebeten, dass 
sie uns das nicht antun sollen. Dann hat mein Vater gesagt, sie sollen uns ein Monat Zeit geben, er wird meinen 
Mann finden. Dann sind die Personen wieder gegangen. Mein Vater hat mich dann nach Pakistan geschickt. 
 

Frage: Wer waren die 6 Personen? 
 

Antwort: Die Leute von K.A.. 
 

Frage: Woher wissen Sie, dass die Leute von K.A. waren? 
 

Antwort: Die Leute sind bekannt in unserem Dorf. Alle Leute kennen die Leute. 
 

Frage: Wie heißen die Leute? 
 

Antwort: Es waren Pashtunen. Aber sonst weiß ich nichts genaues. 
 

Aufforderung: Schildern Sie alle Gründe und Vorfälle, weswegen Ihr Mann Afghanistan verlassen hat. 
 

Antwort: Er hat Probleme mit K.A. gehabt. Sie haben meinen Schwager getötet. Sie haben meinem Schwager 
und meinem Mann vorgeworfen, dass sie Kommunisten sind. 
 

Frage: War Ihr Mann Kommunist? 
 

Antwort: Nein. Mein Mann war damals noch nicht alt genug dazu, er war noch in der Schule. Mein 
Schwiegervater war Kommunist. 
 

Aufforderung: Schildern Sie alle Vorfälle, weshalb Ihr Mann Afghanistan verlassen hat. 
 

Antwort: Mein Mann hat Afghanistan verlassen, weil er mit K.A. und den Taliban Schwierigkeiten gehabt hat. 
 

Aufforderung: Schildern Sie konkrete Vorfälle, was passiert ist, was sich ereignet hat. 
 

Antwort: Sie haben uns vorgeworfen, dass mein Schwager mit den Kommunisten gearbeitet hat. Mein Mann und 
mein Schwager haben mit diesen Leuten Probleme gehabt. Mein Mann ist dann geflüchtet. 
 

Frage. Waren Sie jemals bei einem Vorfall mit K.A. und seinen Leuten oder den Taliban dabei? 
 

Antwort: Ich war damals dabei, als sie zu uns gekommen sind und meinen Schwager und meinen Mann 
mitgenommen haben. 
 

Frage: Wer ist K.A. genau? 
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Antwort: Er ist ein Kommandant und er hat viele Leute und eine Truppe. Persönlich kenne ich ihn nicht aber 
man sagt, dass er ein sehr schlechter Mensch ist. 
 

Frage: Wo wohnt K.A.? 
 

Antwort: Er hat keine ständige Adresse. Ich weiß es nicht genau. 
 

Aufforderung: Beschreiben Sie die 6 Leute, die vor zirka 10 Monaten zu Ihnen gekommen sind. 
 

Antwort: Sie haben das afghanische Gewand angehabt, mit Turban. Sie waren alle mit Kalaschnikow bewaffnet. 
 

Frage: Können Sie die Personen genauer beschreiben? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht. 
 

Frage: Was haben die Leute genau gesagt und gemacht? 
 

Antwort: Sie haben zu mir gesagt: "Komm, gehen wir". Als mein Vater gekommen ist, haben sie gesagt, ich soll 
mitkommen wegen meinem Mann. Sie haben dann mit meinem Vater gesprochen. 
 

Frage: Ist Ihr jüngstes Kind zur Welt gekommen, bevor oder nachdem Ihr Mann verschwunden ist? 
 

Antwort: Nachdem mein Mann verschwunden ist. Ich war damals schwanger. 
 

Frage: Hag es noch weitere Vorfälle? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Haben Sie alle Vorfälle geschildert? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Welche Angehörige und Verwandte besitzen Sie insgesamt und was machen die Leute? 
 

Antwort: Ich habe noch meine Eltern und meine fünf Schwestern. Meine Eltern leben zu Hause. Meine 
Schwestern sind alle verheiratet. 
 

Frage. Wo leben Ihre Schwestern? 
 

Antwort: Eine Schwester ist in Kabul, sie lebt dort mit ihrem Mann. Eine lebt in Jalalabad, ihr Mann hat ein 
Geschäft. Zwei Schwestern sind in Peshawar in Pakistan. Die fünfte Schwester wohnt mit ihrem Mann in 
unserem Dorf. 
 

Frage: Haben Sie noch weitere Verwandte? 
 

Antwort: Ich habe noch meine Tante in Peshawar. 
 

Frage: Welche Angehörigen und Verwandten hat Ihr Mann? 
 

Antwort: Meine Schwiegermutter wohnt im Nachbardorf, in A.. Sie wohnt dort bei ihrem Bruder. Mein Mann 
hat auch noch zwei Schwestern. Sie sind beide verheiratet und wohnen mit ihren Männern in unserem Dorf. 
 

Frage: Haben Sie Kontakt zu Ihren Eltern und Geschwistern? 
 

Antwort: Jetzt nicht. 
 

Frage: Entsprechen alle Angaben, welche Sie bis dato vor Behörden oder Dienststellen in Österreich oder einem 
Land, in dem Sie sich vor Ihrer Einreise in Österreich aufgehalten haben, gemacht haben, der Wahrheit? 
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Antwort: Ja. 
 

Frage: Sind Ihre Angaben, die Sie bei Ihrer Erstbefragung vor der Polizei in der Erstaufnahmestelle Ost am 
31.12.2006 gemacht haben, richtig und wahrheitsgetreu? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Sind Ihre Angaben, die Sie bei Ihrer Einvernahme am 31.12.2006 in der Erstaufnahmestelle Ost gemacht 
haben, richtig und wahrheitsgetreu? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Haben Sie noch weitere Gründe, weshalb Sie Ihr Heimatland verlassen haben? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Gab es noch weitere Vorfälle? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Haben Sie sämtliche Gründe und Vorfälle, welche Sie zum Verlassen Ihres Heimatlandes veranlasst 
haben, angeführt? 
 

Antwort: Ja. 
 

Nach Rückübersetzung. 
 

Frage: Hat der Dolmetsch alles, was Sie gesagt haben, richtig und vollständig rückübersetzt? Antwort: Ja. 
 

Frage: Haben Ihre Kinder noch weitere, eigene Gründe für ihre Asylanträge? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Wurde Ihnen ausreichend Zeit eingeräumt, ihre Probleme vollständig und so ausführlich, wie Sie es 
wollten, zu schildern? 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Wie lange vor der Geburt Ihres jüngsten Kindes ist Ihr Mann verschwunden? 
 

Antwort: Das Kind wurde 6 Monate später geboren, nachdem mein Mann verschwunden ist. 
 

Frage. Wann haben Sie danach das erste Mal wieder etwas von ihrem Mann gehört? 
 

Antwort: Erst als ich den Brief vom Roten Kreuz bekommen habe. Bis dahin habe ich von meinem Mann gar 
nichts gehört. Den Brief habe ich vor zirka 11 Monaten bekommen. 
 

Frage: Hatten Sie jemals persönlichen Kontakt zu Taliban? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Gab es in Ihrem Heimatort Kämpfe der Taliban? 
 

Antwort: Sie kämpfen zusammen mit dem K.A.. 
 

Frage: Kämpfen die Taliban gegen oder gemeinsam mit K.A.? 
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Antwort: Die Taliban sind mit K.A. zusammen. 
 

Frage: Woher wissen Sie das? 
 

Antwort: Jeder weiß das. 
 

Frage: Wer hat Ihren Mann entführt? 
 

Antwort: Die Leute von K.A. haben meinen Mann und meinen Schwager mitgenommen. 
 

Frage: Wer wollte Sie entführen? 
 

Antwort: Es waren auch die Leute von K.A.. Vielleicht waren es Taliban, man kann das nicht wissen. 
 

Frage: Wissen Sie nicht, wer Sie entführen wollte? 
 

Antwort: Genau kann man das nicht sagen. 
 

Frage: Gehören Sie einer bestimmten Volksgruppe an? 
 

Antwort: Ich bin Pashtunin. 
 

Frage: Welches Religionsbekenntnis besitzen Sie? 
 

Antwort: Ich bin Sunnitin. 
 

Frage: Haben Sie Angehörige oder sonstige Verwandte in Österreich? 
 

Antwort: Ich habe hier nur meinen Mann. Sonst niemanden. 
 

Frage: Haben Sie sonst im Bereich der EU, in Norwegen oder in Island Verwandte, zu denen ein finanzielles 
Abhängigkeitsverhältnis bzw. eine besonders enge Beziehung besteht? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Haben Sie Ihr Heimatland vor der jetzigen Reise jemals verlassen? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Stellten Sie je zuvor in Österreich oder einem anderen Land einen Asylantrag? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Haben Sie außer jetzt für Österreich jemals für ein Land der Europäischen Union ein Visum erhalten oder 
beantragt? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Wann haben Sie erstmals gedanklich den Entschluss gefasst, Afghanistan zu verlassen? 
 

Antwort: Vor 10 Monaten, als die Leute mich und meine Kinder mitnehmen wollten. Da habe ich mich 
entschlossen, Afghanistan zu verlassen. 
 

Frage: Hat Ihr Mann in dem Brief geschrieben, wo er sich befindet? 
 

Antwort: Er hat geschrieben, dass er in Österreich ist. 
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Frage: Hat Ihr Mann etwas geschrieben, was er weiter vor hat? 
 

Antwort: Nein. Er hat nur geschrieben, dass er in Österreich ist und dass es ihm gut geht. 
 

Frage: Wann verließen Sie tatsächlich Ihr Heimatland? 
 

Antwort: Zirka vor 10 Monaten. 
 

Frage: Verließen Sie Ihr Heimatland legal? 
 

Antwort: Nein, illegal. 
 

Frage: Wo verbrachten Sie die letzte Nacht vor Verlassen Ihres Heimatlandes? 
 

Antwort: Zu Hause bei meinen Eltern. 
 

Frage: Wie ist Ihr Verhältnis zu Ihren Eltern und zu Ihren Geschwistern? 
 

Antwort: Wir haben ein gutes Verhältnis. 
 

Frage: Hatten Sie in Afghanistan auch eigene Probleme oder hatten Sie die Probleme nur wegen Ihrem Mann? 
 

Antwort: Es ist alles nur wegen meinem Mann. Es ist nur seinetwegen. Ohne die Probleme meines Mannes 
hätten meine Kinder und ich keine Probleme. 
 

Aufforderung: Schildern Sie die Reise ab dem Wohnsitz des Heimatlandes bis Österreich? 
 

Antwort: Der Mann meiner Schwester hat mir geholfen. Wir sind mit einem öffentlichen Bus von unserem Dorf 
nach Peshawar gefahren. Mein Schwager hat uns zu meiner Tante gebracht. Dann haben wir bei meiner Tante 
gewohnt. Der Mann meiner Tante hat uns geholfen, dass wir den Reisepass bekommen. Dann bin ich selbst nach 
Islamabad zur österreichischen Botschaft gefahren um das Visum. 
 

10 Tage später sind wir mit dem österreichischen Visum über Dubai nach Österreich geflogen. 
 

Frage: Hatten Sie an der Grenze von Afghanistan nach Pakistan keine Kontrolle, wenn Sie mit einem 
öffentlichen Bus gefahren sind? 
 

Antwort: Sie verlangen keinen Pass. 
 

Frage: Woher hatten Sie das Geld für die Reise? 
 

Antwort: Von meiner Tante und von meinem Mann. 
 

Frage: Was verstehen Sie unter Asyl? 
 

Antwort: Ich verstehe darunter, dass man Sicherheit hat. Die Leute von K.A. haben uns bedroht und wir wollten 
in Sicherheit leben. 
 

Frage: Haben auch andere Einwohner Ihres Heimatortes die gleichen Probleme wie Ihr Mann? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht. Ich weiß aber nicht, ob die anderen auch Probleme hatten. 
 

Frage: Wer waren die Freunde Ihres Mannes und Ihrer Familie in Ihrem Heimatort? 
 

Antwort: Wir hatten viele Freunde, die meisten Leute aus unserem Dorf. 
 

Frage: Was machen diese Leute jetzt? 
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Antwort: Sie wohnen dort. 
 

Frage: Hat Ihr Mann an Kämpfen teilgenommen? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Hat Ihr Mann aktiv an bewaffneten Auseinandersetzungen teilgenommen? 
 

Antwort: Soweit ich weiß, nein. 
 

Frage: Gab es in Ihrem Heimatdorf Kämpfe? 
 

Antwort: Ja, die Leute von K.A. und die Taliban haben schon gekämpft. 
 

Frage: Wer hat dabei gegen wen gekämpft? 
 

Antwort: Der K.A. hat gemeinsam mit den Taliban gegen seine Gegner gekämpft. 
 

Frage. Wer sind die Gegner? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht. 
 

Frage: Wo waren diese Kämpfe? 
 

Antwort: In unserem Dorf. 
 

Frage: Gegen wen haben K.A. und die Taliban in Ihrem Dorf gekämpft? 
 

Antwort: Ich habe keine Ahnung. 
 

Frage: Wann waren diese Kämpfe? 
 

Antwort: Vor 5 Jahren. 
 

Frage: Waren an den Kämpfen auch Bewohner Ihres Heimatdorfes beteiligt? 
 

Antwort: Manche schon, aber ich kann nichts genaues sagen. 
 

Frage: Haben Sie selbst Kampfhandlungen wahrgenommen? 
 

Antwort: Gesehen habe ich keine Kämpfe. 
 

Frage: Was erwartet Sie im Falle Ihrer Rückkehr nach Afghanistan? 
 

Antwort: Ich habe Angst zu sterben. Die Leute von K.A. werden mich töten. 
 

Frage: Was haben Sie nun vor? 
 

Antwort: Ich möchte hier wohnen und die Sprache lernen. Mein Mann arbeitet schon. Ich möchte in Zukunft 
auch arbeiten. 
 

Frage: Hätten Sie die Möglichkeit, in einem anderen Teil von Afghanistan, zum Beispiel in Kabul, zu leben? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Warum nicht? 
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Antwort: K.A. kann uns überall finden. Die Leute haben uns überall gesucht. 
 

Frage: Wären Sie für den Fall der Notwendigkeit mit Erhebungen durch einen Vertrauensanwalt der 
Österreichischen Botschaft bezüglich Ihrer Person und den Geschehnissen einverstanden? 
 

Antwort: Ja. 
 

Nach Rückübersetzung. 
 

Frage: Hat der Dolmetsch alles, was Sie gesagt haben, richtig und vollständig rückübersetzt? Antwort: Ja. 
 

Vorhalt: Sie haben zwei Schwestern in Kabul. Sie hätten dort Anschluss und könnten auch in Kabul leben. 
 

Antwort: Ich kann nicht in Kabul leben. 
 

Frage: Warum könnten Sie nicht in Kabul leben? 
 

Antwort: Dort könnten mich die Leute von K.A. töten. 
 

Frage: In welchem Monat wurde Ihre Tochter T. geboren? 
 

Antwort: Ich kenne mich nicht aus mit den Monaten und den Jahren. Wenn Sie es wissen wollen, müssen Sie in 
den Akten schauen. 
 

Vorhalt: Sie werden doch wissen, ob die Geburt im Sommer oder im Winter war? 
 

Antwort: Es war im Frühling. 
 

Parteiengehör 
 

Es wird Ihnen folgende Feststellung über die relevante Situation in Afghanistan zur Kenntnis gebracht: 
 

Viele Frauen und Männer können die per Verfassung garantierte Bewegungsfreiheit auch in der Praxis ausüben. 
Afghanen siedeln vom ländlichen Bereich in größere Städte, um dort Arbeit und Wohnungen zu finden. In den 
meisten Städten besteht die Population aus einem Mix verschiedener ethnischer Gruppen. 
 

(US Department of State, Country Reports 2005, 03.2006) 
 

Einfachen Mitgliedern der DVPA (Demokratische Volkspartei Afghanistans) oder Anhängern des Nadjibullah-
Regimes, die sich nicht in einer herausgehobenen Position befanden, drohen in Afghanistan allein auf Grund 
ihrer früheren Betätigung für Partei oder Regierung grundsätzlich keine Verfolgungsmaßnahmen seitens der 
Regierung oder Racheakte von dritter Seite. 
 

Schweizerische Flüchtlingshilfe (erstellt von Michael Kirschner, SFH Länderanalyse vom 03.02.2006) / BAMF - 
THB Afghanistan, vom November 2005, UK Home Office, Operational Guidance Note, 01.2006 
 

Der Militär-, Polizei- und Justizapparat befindet sich im Aufbau. Kabul wird von der Regierung mit Hilfe der 
ISAF kontrolliert, und die Regierung in Kabul ist innerhalb ihres Einflussgebietes willens und - unter 
Berücksichtigung, dass die Forderung nach einem lückenlosen Schutz an einer wirklichkeitsnahen Einschätzung 
der Effizienz staatlicher Schutzmöglichkeiten vorbeiginge - grundsätzlich auch in der Lage, Schutz vor 
allfälligen Verfolgungshandlungen zu bieten. Dies betrifft weitgehend auch das Justizsystem. 
 

(Michael Kirschner, SFH Länderanalyse vom 03.02.2006, U.K. Home Office Country of Origin Information 
Service - Afghanistan, 04.2006; BAMF - THB Afghanistan, November 2005) 
 

Frage: Sie können dazu Stellung nehmen. Möchten Sie gleich Stellung nehmen oder wünschen Sie eine Frist für 
eine schriftliche Stellungnahme? Antwort: Ich kann dazu nichts sagen. Ich bin Analphabetin und ich verstehe 
davon nichts. 
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Frage: Woher wissen Sie, dass es Leute von K.A. waren, die Sie entführen wollten? 
 

Antwort: Sie haben gesagt, dass sie vom K.A. sind und dass sie Rache wegen meinem Mann nehmen wollen. 
Mein Vater hat die Leute erkannt. 
 

Vorhalt: Es ist unglaubwürdig, dass Sie von den Leuten verfolgt sind. Sie haben 5 Jahre zu Hause gelebt, ohne 
dass sich irgendetwas ereignet hat. Plötzlich, als Sie den Brief von Ihrem Mann erhalten haben, sollen die Leute 
zu Ihnen gekommen sein. 
 

Aufforderung: Sie werden aufgefordert, dazu Stellung zu nehmen. 
 

Antwort: Ich habe 5 Jahre bei meinen Eltern gewohnt. Ich war immer zu Hause. Mein Vater hat auch 
niemandem gesagt, dass ich dort wohne. 
 

Frage: Kennen Sie die Ortschaft Kunar? 
 

Antwort: Ja. Das gehört zu unserer Provinz. 
 

Frage: Haben Sie oder Ihr Mann Verwandte in Kunar? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht. 
 

Frage: Lebt eines Ihrer Geschwister in Kunar? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Lebt ein Geschwister Ihres Mannes in Kunar? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Kennen Sie Nangarhar? 
 

Antwort: Ich habe es schon gehört. Der andere Name ist Jalalabad. Ich war aber noch nie dort. 
 

Frage: Waren Sie schon jemals in Kunar? 
 

Antwort: Nein, auch nicht. 
 

(...)" 
 

Mit Bescheid vom 5. März 2007, Zl. 06 07.141-BAL, hat das Bundesasylamt den Antrag der 
Beschwerdeführerin auf internationalen Schutz vom 31. Dezember 2006 gemäß § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 
abgewiesen und ihr den Status einer Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I), ihr weiters gemäß § 8 
Absatz 1 Ziffer 1 iVm § 34 Abs. 3 AsylG den Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt 
II) und zudem Frau H.S. gemäß § 8 Absatz 4 AsylG eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 15. Juni 
2011 erteilt (Spruchpunkt III). Diesen Bescheid hat das Bundesasylamt wie folgt begründet: 
 

"Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens gelangt die Behörde nach unten angeführter 
Beweiswürdigung zu folgenden Feststellungen: 
 

Zu den Antragstellern wird festgestellt 
 

Die ASt. ist Angehörige der Kernfamilie von H.B., geboren 00.00.1976, Staatsbürger von Afghanistan, dem mit 
Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.06.2004, Zahl 01 23.797-BAL, der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuerkannt und eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis 15.06.2011 erteilt wurde. 
 

Der Asylantrag von H.B. wurde gemäß § 7 AsylG idgF abgewiesen, das Verfahren befindet sich im Stadium der 
Berufung beim Unabhängigen Bundesasylsenat. 
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Der Kernfamilie von H.B. gehören insgesamt an: 
 

H. geborene G.S., geboren 00.00.1979, Zahl 06 07.141, 
 

H.R., geboren 00.00.1996, Zahl 06 07.055, 
 

H.E., geb. 00.00.1998, Zahl 06 07.056, 
 

H.A., geb. 00.00.2000, Zahl 06 07.057 und 
 

H.T., geb. 00.00.2002, Zahl 06 07 058. 
 

Die Antragsteller sind Staatsbürger von Afghanistan und gehören der Volksgruppe der Pashtunen an. 
 

Die Identitäten der Antragsteller stehen fest. 
 

H.S. hat keine eigenen Gründe für ihren Antrag auf Internationalen Schutz und als Vertreterin für die Anträge 
ihrer Kinder geltend gemacht. Die Gründe resultieren ausschließlich aus den von H.B. behaupteten Gründen. 
 

Festgestellt wird, dass H.S. gemeinsam mit den vier Kindern von 2001, nachdem ihr Ehemann Afghanistan 
verlassen hat, bis etwa März 2006 ständig bei ihren Eltern im selben Dorf, in dem sie zuvor mit ihrem Ehemann 
gelebt hat, wohnhaft war. 
 

Die Eltern von H.S. betreiben im Heimatdorf eine Landwirtschaft. Eine Schwester lebt ebenfalls in dem Dorf, 
eine weitere Schwester lebt in Kabul und eine weitere Schwester in Jalalabad. 
 

Zwei Schwestern von H.B. leben ebenfalls in diesem Dorf. 
 

Die Mutter von H.B. lebt im Nachbardorf. 
 

H.S. verließ Afghanistan mit den vier Kindern mit einem öffentlichen Bus nach Pakistan. 
 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass sich dabei irgendwelche Probleme ergeben haben. 
 

H.S. hat erst im April 2006 von den afghanischen Behörden einen Reisepass für sich und die vier Kinder, eine 
Geburtsurkunde und eine Heiratsurkunde über die Ehe mit H.B. erhalten. 
 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass sich dabei irgendwelche Probleme ergeben haben. 
 

Zur Situation in Afghanistan wird festgestellt 
 

Die Taliban existieren als politisches System nicht mehr. Sie sind ab dem 10.12.2001 vollständig abgezogen. 
Am 5.12.2001 wurde von den Delegierten der Konferenz auf dem Petersberg das Afghanistan-Abkommen 
unterzeichnet. Damit wurde der international unterstützte Prozess des politischen, sicherheitspolitischen und 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus Afghanistans eingeleitet. Am 22.12.2001 wurde eine Interimsregierung unter der 
Führung von Hamid Karzai eingerichtet. Am 19.6.2002 vereidigte die Loya Jirga die Interimsregierung unter 
Karzai. An dieser Regierung sind die verschiedenen Fraktionen und Ethnien Afghanistans beteiligt. 
 

Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass die afghanische Übergangsregierung unter Präsident Karzai ehemalige 
Kommunisten verfolgt. Eine Gefährdung - auch an Leib und Leben - hochrangiger früherer Repräsentanten der 
Demokratischen Volkspartei Afghanistans (DVPA, mit Parcham- wie Khalq-Flügel) bzw. herausragender 
Militärs und Polizeirepräsentanten sowie 
 

des Geheimdienstes Khad der kommunistischen Zeit durch Teile der Bevölkerung kann allerdings als mögliche 
Reaktion auf frühere Menschenrechtsverletzungen nicht ausgeschlossen werden. 
 

(Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevanten Lage, 07.2006) 
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Einzelne Personen, die mit der People's Democratic Party of Afghanistan (PDPA) in Zusammenhang gebracht 
werden, können auch heute noch einer Gefährdung unterliegen. Das Gefährdungsrisiko hängt ab von den 
individuellen Umständen, dem familiären Hintergrund, dem beruflichen Profil, persönlichen Verbindungen und 
den Menschenrechtsverletzungen des kommunistischen Regimes zwischen 1979 und 1992. 
 

Akzeptiert von Stammesangehörigen, kehrten vor den Wahlen zahlreiche Ex-Kommunisten zurück, die während 
der Sowjet-Besatzung hohe Posten in der Regierung oder den Sicherheitsdiensten innehatten. Viele frühere 
Mitglieder der PDPA genießen heute Schutz und haben Verbindungen zu heute starken Fraktionen oder 
Individuen. 
 

Einfachen Mitgliedern der DVPA (Demokratische Volkspartei Afghanistans) oder Anhängern des Nadjibullah-
Regimes, die sich nicht in einer herausgehobenen Position befanden, drohen in Afghanistan allein auf Grund 
ihrer früheren Betätigung für Partei oder Regierung grundsätzlich keine Verfolgungsmaßnahmen seitens der 
Regierung oder Racheakte von dritter Seite. Eine Gefahr besteht für hochrangige Kommunisten nur dann, wenn 
sie als Mitglieder des Zentralkomitees, von Stadt- oder Distriktkomitees der DVPA oder als Vorsitzende oder 
hochrangige Mitglieder von Organisationen der DVPA (z.B. Jugend-, Frauenorganisation) auf Landes-, Provinz-
, Stadt- oder Distriktebene bekannt sind oder wenn sie mit Menschenrechtsverletzungen während des 
kommunistischen Regimes in Zusammenhang gebracht werden können. Das Gleiche gilt für Mitglieder der 
früheren Streitkräfte, der Polizei oder des Geheimdienstes. 
 

Schweizerische Flüchtlingshilfe (erstellt von Michael Kirschner, SFH Länderanalyse vom 03.02.2006) / BAMF - 
THB Afghanistan, vom November 2005, UK Home Office, Operational Guidance Note, 01.2006) 
 

Der Militär-, Polizei- und Justizapparat befindet sich im Aufbau. Kabul wird von der Regierung mit Hilfe der 
ISAF kontrolliert, und die Regierung in Kabul ist innerhalb ihres Einflussgebietes willens und - unter 
Berücksichtigung, dass die Forderung nach einem lückenlosen Schutz an einer wirklichkeitsnahen Einschätzung 
der Effizienz staatlicher Schutzmöglichkeiten vorbeiginge - grundsätzlich auch in der Lage, Schutz vor 
allfälligen Verfolgungshandlungen zu bieten. Dies betrifft weitgehend auch das Justizsystem. 
 

(Michael Kirschner, SFH Länderanalyse vom 03.02.2006, U.K. Home Office Country of Origin Information 
Service - Afghanistan, 04.2006; BAMF - THB Afghanistan, November 2005) 
 

Viele Frauen und Männer können die per Verfassung garantierte Bewegungsfreiheit auch in der Praxis ausüben. 
Afghanen siedeln vom ländlichen Bereich in größere Städte, um dort Arbeit und Wohnungen zu finden. In den 
meisten Städten besteht die Population aus einem Mix verschiedener ethnischer Gruppen. 
 

(US Department of State, Country Reports 2005, 03.2006) 
 

Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellungen zur allgemeinen Lage in Afghanistan gründen sich auf die o.a. Quellen. 
 

Die Behörde schenkt dem Amtswissen deshalb größere Glaubwürdigkeit weil dieses aus verlässlichen, aktuellen 
und unbedenklichen Quellen stammt, deren Inhalt schlüssig und widerspruchsfrei ist. Die ausgewogene Auswahl 
der Quellen zeigt in ihrem wesentlichen Inhalt übereinstimmend das geschilderte Bild über die aktuelle Lage in 
Afghanistan. 
 

Bezüglich der von der ho. Behörde getätigten Feststellungen zur allgemeinen Situation in Afghanistan ist 
festzuhalten, dass diese Kenntnisse -soweit dem ASt.. das ho. Amtswissen hierzu nicht vorgehalten wurde- als 
notorisch vorauszusetzen sind. Gemäß § 45 Abs 1 AVG bedürfen nämlich Tatsachen, die bei der Behörde 
offenkundig sind (sog "notorische" Tatsachen; vgl. Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 13-
MSA1998-89) keines Beweises. "Offenkundig" ist eine Tatsache dann, wenn sie entweder "allgemein bekannt" 
(notorisch) oder der Behörde im Zuge ihrer Amtstätigkeit bekannt und dadurch "bei der Behörde notorisch" 
(amtsbekannt) geworden ist; "allgemein bekannt" sind Tatsachen, die aus der alltäglichen Erfahrung eines 
Durchschnittsmenschen - ohne besondere Fachkenntnisse - hergeleitet werden können (VwGH 23.1.1986, 
85/02/0210; vgl. auch Fasching; Lehrbuch 2 Rz 853). Zu den notorischen Tatsachen zählen auch Tatsachen, die 
in einer Vielzahl von Massenmedien in einer der Allgemeinheit zugänglichen Form über Wochen hin im 
Wesentlichen gleichlautend und oftmals wiederholt auch für einen Durchschnittsmenschen leicht überprüfbar 
publiziert wurden, wobei sich die Allgemeinnotorietät nicht auf die bloße Verlautbarung beschränkt, sondern 
allgemein bekannt ist, dass die in den Massenmedien verbreiteten Tatsachen auch der Wahrheit entsprechen. 
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Soweit aus Quellen älteren Datums zitiert wurde, geben jüngere öffentlich zugängliche Quellen, seien sie von 
UNHCR, Menschrechtsorganisationen oder periodisch aktualisierte onliene-Quellen das gleiche Bild wieder 
bzw. dienen diese Quellen der Schilderung chronologischer Hergänge alsylrelevanter Ereignisse. Das 
Bundesasylamt konnte sich daher bei der Feststellung des Ermittlungsergebnisses auf die streckenweise 
wörtliche Zitierung dieser Quellen beschränken (vgl. zu dieser Vorgangsweise etwa Bescheid des UBAS vom 
4.2.2005, Az.: 242.404/0-VII/22/03). Aufgrund der politisch kontinuierlichen Lage, sowie aufgrund der 
Ausführungen in den vorhergegangenen Sätzen sind daher sämtliche Quellen als aktuell anzusehen. 
 

Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angeführt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-
demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veröffentlichung davon ausgehen muss, dass sie 
den Behörden jenes Staates über den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurückhaltung geübt 
wird, wenn es um Sachverhalte geht, für die ausländische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch 
andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivität 
verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder für den potentiellen Verfolgerstaat, 
noch für die behauptetermaßen Verfolgten unterstellt werden kann. Hinsichtlich der Überlegungen zur 
diplomatischen Zurückhaltung findet sich bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige 
Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprunges (vgl. hierzu Feststellung des UBAS im Bescheid vom 
4.2.2005, Az.: 

242.404/0-VII/22/03 zum Verhältnis zwischen Berichten des Deutschen Auswärtigen Amtes und 
Menschenrechtsorganisationen). 
 

Die im Bescheid getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau 
unter Berücksichtigung der Aktualität und der Autoren der einzelnen Quellen. 
 

Hinsichtlich der behaupteten Herkunftsregion, Volkszugehörigkeit und Staatsangehörigkeit der Antragsteller 
wird den Angaben der ASt. deswegen Glauben geschenkt, weil sie über die erforderlichen Sprach- und 
Lokalkenntnisse verfügt. 
 

Aufgrund der Vorlage unbedenklicher Personenstandsurkunden (Heiratsurkunde, Geburtsurkunde und 
Reisepass) steht die Identität der ASt. fest und hatte die Feststellung betreffend der Zugehörigkeit der ASt. zur 
Kernfamilie des H.B. zu erfolgen. 
 

Anhand der Angaben der ASt. im Verfahren und zuletzt in ihrer Einvernahme vor dem Bundesasylamt, 
Außenstelle Linz, am 15.02.2007 ergibt sich schlüssig, dass die ASt. keine eigenen Asylgründe vorgebracht und 
den Antrag auf internationalen Schutz nur deshalb gestellt hat, um ein Zusammenleben der Familie in Österreich 
zu ermöglichen. 
 

H.S. gab ausdrücklich an, es sei alles nur wegen ihres Mannes, ohne die Probleme ihres Mannes hätten sie und 
die Kinder keine Probleme. 
 

Da der Asylantrag von H.B. gemäß § 7 AsylG idgF abgewiesen wurde und die ASt. keine eigenen Gründe für 
ihren Antrag und die Anträge ihrer unmündigen minderjährigen Kinder besitzt, waren die Anträge auf 
internationalen Schutz ebenfalls abzuweisen. 
 

Nach der allgemeinen Lebenserfahrung ist im Falle tatsächlicher Verfolgung gänzlich unvorstellbar, dass eine 
Frau, deren Ehemann verfolgt und geflüchtet ist, von den Verfolgern über einen Zeitraum von rund 5 Jahren 
gänzlich unbehelligt bleibt, obwohl sie während der gesamten Zeit im Heimatdorf, in dem zuvor auch ihr 
Ehemann gelebt hat, mit ihren vier Kindern bei ihren Eltern lebt. 
 

Es ist auch nicht plausibel nachvollziehbar, dass die Feinde jedes Mal von sich aus von den Antragstellern 
abgelassen hätten. 
 

Die Angaben von H.S. und H.B. erweisen sich auch insgesamt als grundlegend widersprüchlich, in sich in keiner 
Weise schlüssig und gänzlich unglaubwürdig, weil H.B. unter anderem ausdrücklich angibt, K.A. habe gegen die 
Taliban gekämpft und seine Verfolgung habe daraus resultiert, H.S. im vollkommenen Gegensatz dazu aber 
wiederholt und ausdrücklich angibt, K.A. und die Taliban hätten gemeinsam gekämpft. 
 

Im Falle staatlicher Verfolgung von H.B. wäre auch nicht anzunehmen, dass die ASt. von den afghanischen 
Behörden im Jahr 2006 einen bis 2010 gültigen Reisepass und eine Heiratsurkunde über die Eheschließung mit 
ihrem Ehemann erhalten hätte. 
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Das Vorbringen ist auch durch nichts belegt und erweist sich somit im Rahmen einer Gesamtbetrachtung als 
leere Behauptung, weil die ASt. auch keine konkreten Vorfälle schlüssig zu schildern vermochte. 
 

Die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten sowie die Erteilung der befristeten 
Aufenthaltsberechtigung an die ASt. erfolgten ausschließlich deshalb, weil dem Familienvater H.B. der Status 
des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt und ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt wurde. 
 

Das Vorbringen der ASt. wird der weiteren rechtlichen Begründung zugrunde gelegt. 
 

Bei der rechtlichen Beurteilung des festgestellten Sachverhaltes ist von folgender Gesetzeslage auszugehen: 
 

Im gegenständlichen Fall liegt ein Familienverfahren gemäß § 34 AsylG vor. 
 

§ 34 AsylG lautet wie folgt: 
 

Stellt ein Familienangehöriger (§ 22 Z 2) von 
 

einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist; 
 

einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist oder 
 

einem Asylwerber 
 

einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewährung desselben Schutzes. 
 

Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehörigen eines Fremden, dem der Status eines 
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehörigen mit Bescheid den Status eines 
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK mit dem Familienangehörigen in einem anderen Staat nicht möglich ist. 
 

Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen Familienangehörigen eines 
Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, mit Bescheid den Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, es sei denn, 
 

dass die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem Angehörigen in 
einem anderen Staat möglich ist oder 
 

dem Asylwerber der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen ist. 
 

(4) Die Behörde hat Anträge von Familienangehörigen eines Asylwerbers gesondert zu prüfen; die Verfahren 
sind unter einem zu führen, und es erhalten alle Familienangehörigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist 
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung 
des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Anträge wären als unzulässig zurückzuweisen oder 
abzuweisen. Jeder Asylwerber erhält einen gesonderten Bescheid. 
 

Familienangehörige sind gemäß § 2 Abs. 1 Z 22 AsylG, wer Elternteil eines minderjährigen Kindes, Ehegatte 
oder zum Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes minderjähriges Kind eines Asylwerbers oder eines 
Fremden ist, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern 
die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat. 
 

Entscheidungsrelevante Tatbestandsmerkmale sind "die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne 
des Art 8 MRK" und der Umstand, dass dieses Familienleben mit dem Angehörigen in einem anderen Staat nicht 
zumutbar ist. 
 

Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Art 8 MRK" handelt es sich nach gefestigter Ansicht der 
Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention (vgl. EGMR, Urteil v. 13.6.1997, Fall 
MARCKX, Ser. A, VOL. 31, Seite 14, § 31). 
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Nach dem obzitierten EGMR-Urteil sind sowohl die Beziehungen der Eltern untereinander, als auch jeweils 
jener Kinder durch Art 8 MRK geschützte familiäre Bande. Bei einer diesbezüglichen Familie ergeben sich die 
von der MRK-Rechtssprechung zusätzlich geforderten engen Bindungen der Familienmitglieder untereinander 
aus ihrem alltäglichen Zusammenleben, gemeinsamer Sorge und Verantwortung füreinander, sowie finanzieller 
und anderer Abhängigkeit. 
 

Das Vorbringen des Antragstellers bzw. der gesamten Familie im Familienverfahren wurden im Rahmen der 
Beweiswürdigung überprüft und wird daraus folgend die rechtliche Beurteilung in Zusammenschau dargestellt: 
 

Zu I: 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG hat die Behörde einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen 
Staates zurückzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 
 

Der Status eines Asylberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass die 
Voraussetzungen des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen. Diese liegen vor, wenn 
sich jemand aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, der Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines 
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 
Schutzes dieses Landes zu bedienen. Ebenso liegen die Voraussetzungen bei Staatenlosen, die sich infolge 
obiger Umstände außerhalb des Landes ihres gewöhnlichen Aufenthaltes befinden und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt sind, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffs ist die "begründete Furcht vor Verfolgung". 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein 
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des einzelnen zu 
verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der 
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit der 
wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine 
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit 
droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (z.B. VwGH vom 19.12.1995, Zl. 94/20/0858, 
VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262). 
 

Zu II: 
 

Gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG hat die Behörde einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, 
den Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Die Behörde hat gemäß § 34 Abs. 3 AsylG auf Grund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen 
Familienangehörigen eines Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, mit 
Bescheid den Status eines subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, es sei denn, 
 

dass die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem Angehörigen in 
einem anderen Staat möglich ist oder 
 

dem Asylwerber der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen ist. 
 

Zu III: 
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Gemäß § 8 Abs. 4 AsylG ist einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wird, 
von der zuerkennenden Behörde gleichzeitig eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiär 
Schutzberechtigter zu erteilen. 
 

Die Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und wird im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen über 
Antrag des Fremden vom Bundesasylamt verlängert. Nach einem Antrag des Fremden besteht die 
Aufenthaltsberechtigung bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Verlängerung des Aufenthaltsrechts, 
wenn der Antrag auf Verlängerung vor Ablauf der Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist. 
 

Es war daher insgesamt spruchgemäß zu entscheiden." 
 

Gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides hat die Beschwerdeführerin mit Schriftsatz vom 5. April 2007 
fristgerecht Beschwerde erhoben. 
 

Am 24. Oktober 2007 fand vor dem unabhängigen Bundesasylsenat eine ergänzende Einvernahme statt, bei der 
die Beschwerdeführerin im Beisein des dem Beschwerdeverfahren beigezogenen Sachverständigen Dr. S.R. 
angab, in Afghanistan nicht in die Schule gegangen zu sein, da Frauen dort wenig Rechte hätten und es ihnen 
weder erlaubt sei, die Schule zu besuchen, noch das Haus zu verlassen. Sie habe zwar die Schule besuchen 
wollen, man habe ihr dies jedoch nicht gestattet. Stattdessen sei sie von ihren Eltern zwangsverheiratet worden 
und habe schon mit 16 Jahren ihr erstes Kind bekommen. Sie wolle unbedingt die Schule besuchen; in 
Afghanistan sei ihr Leben jedoch in Gefahr und als Frau könne sie sich dort nicht frei bewegen. Frauen könnten 
in Afghanistan ihr Gesicht nicht zeigen oder fortgehen, da sie sonst umgebracht würden. Sie wolle also in 
Österreich lernen und sich frei bewegen. 
 

Durch den o.g. Sachverständigen wurde mit 8. November 2007 ein Gutachten bezüglich des Vorbringens der 
Beschwerdeführerin erstattet. Darin wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass die Lage der Frauen in Afghanistan 
höchst prekär sei. Zwar sei ihre Position in der Gesellschaft rein rechtlich betrachtet seit dem Sturz der Taliban 
Ende 2001 besser, jedoch habe sich an den konservativen Traditionen hinsichtlich der Unterdrückung der Frauen 
nichts geändert. Zwar seien Schulen für Frauen eröffnet worden und in den Jahren 2002 bis 2005 hätten sich 
zumindest in Kabul Frauen lediglich mit Kopftuch und nicht völlig verschleiert auf die Straße getraut. 
Rückschritte in der rechtlichen Stellung der Frauen habe es aber insbesondere in den Jahren 2006 und 2007 
gegeben. Vor allem in Gebieten Ost- und Südafghanistans, wo die Taliban zuletzt wieder Fuß gefasst hätten, 
seien Mädchenschulen niedergebrannt sowie bekannte Frauen ermordet worden. Es sei heute kaum mehr üblich, 
dass Frauen ohne Burqa auf die Straße gehen, da sie sonst einer zumindest latenten Gefahr ausgesetzt wären. Vor 
allem in ländlichen Regionen würden Mädchen noch immer vom Schulbesuch abgehalten und vielfach 
zwangsverehelicht. Frauenaktivisten und Konferenzen zur Stellung der Frauen in der afghanischen Gesellschaft 
müssten unter den Schutz der Sicherheitskräfte gestellt werden. Das Vorbringen der Beschwerdeführerin zu ihrer 
Situation in Afghanistan und ihrer Furcht vor Repressalien und Diskriminierungen entspreche sohin der dortigen 
Realität. Als Frau aus dem Osten Afghanistans sei sie im Falle ihrer Rückkehr gezwungen, das Haus nicht mehr 
zu verlassen und sich der Gewalt der Familie zu beugen. 
 

Dem Protokoll der öffentlichen mündlichen Verhandlung vor den unabhängigen Bundesasylsenat vom 8. Mai 
2008, bei der die Beschwerdeführerin, ihr Gatte H.B. und der o.g. Sachverständige anwesend waren, ist 
Folgendes zu entnehmen: 
 

"VL an Herrn H.: Wie lautet Ihr Name richtig? 
 

BW: Mein Vorname lautet B., mein Nachname H.. 
 

VL an Frau H.: Wie lautet Ihr Name? 
 

BW: H.S.. 
 

Anmerkung: Herr H. legt einen Zettel vor, auf dem er die richtigen Personaldaten für seine ganze Familie 
vermerkt hat. Er ersucht, die Daten seiner Familienmitglieder entsprechend richtig zu stellen. Die Aufzeichnung 
des Herr H. werden der VH-Schrift angeschlossen. 
 

VL an beide anwesenden Parteien: Sie wurden bereits am 8. 10. 2007 zur Vorbereitung dieser VH befragt. 
Können Sie sich noch erinnern was damals besprochen wurde, oder möchten Sie die Vernehmungsschrift 
rückübersetzt bekommen? 
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Herr H.: Nein. 
 

Frau H.: Nein. 
 

SV erstellt folgendes GA: Die BW ist eine Pashtunin aus dem Osten Afghanistan. Ihre Ortsangaben sind 
authentisch. Diese Orte gibt es in der Provinz Kunar. Sie ist tatsächlich eine Analphabetin, das hat ihre 
Aussprache während der VH am 8. 10. 2007 bestätigt. Deshalb war sie sich mit ihren Ortskenntnissen nicht 
sicher. 
 

Die Angaben einer solchen traditionellen Frau, die Analphabetin ist, entsprechen der Tatsache, dass in 
Afghanistan solche Frauen besonders Repressalien und Diskriminierungen auch heute noch ausgesetzt sind. 
 

Obwohl seit dem Abgang der Taliban in Afghanistan die Frauen in der Verfassung den Männern gleichgestellt 
sind, die Frauen und Mädchen eine Arbeit in der Öffentlichkeit aufnehmen und in die Schule gehen dürfen, 
konnte die Regierung dieses Vorhaben besonderes im Osten, in den Stammesgesellschaften, in Afghanistan 
weitgehend nicht verwirklichen. In den Jahren 2002, 2003 konnten tatsächlich die Mädchen auch im Osten die 
Schulen besuchen, aber aufgrund der Erstarkung der Taliban sind die meisten Schulen in den dörflichen 
Regionen geschlossen worden. Die Frauen sind wieder dem häuslichen Zwang unterstellt, auch die Regierung 
akzeptiert diese Situation nunmehr. Die Frauen in den dörflichen Verhältnissen müssen weiterhin Burqa tragen 
und wenn sie in die Öffentlichkeit gehen, in Begleitung von vertrauen Männern oder Frauen erscheinen. Wenn 
es nicht notwendig ist, dürfen sie das Haus überhaupt nicht verlassen, es gibt weiterhin die Zwangsheirat und 
häusliche Gewalt, besonders wenn eine Frau alleine stehend ist, und ihr Mann nicht in Afghanistan anwesend ist, 
hat sie große Probleme sich und ihre Kinder zu versorgen, da sie von den Schwiegereltern abhängig ist. 
Erfahrungsgemäß sind die Schwiegereltern ihren Schwiegertöchtern nicht gut gesinnt, die lange Zeit ohne ihre 
Töchter zu Hause bei den Schwiegereltern bleiben müssen. Daher werden sie zur Schwerarbeit gezwungen, ihre 
Bewegungsfreiheit eingeschränkt und sie sind von Vorwürfen und Erniedrigungen betroffen. Die Frauen sind 
weiterhin keine Rechtsubjekte, das heißt vor dem Gericht dürfen sie selbst nicht auftreten, sondern sie werden 
vom Gericht vorgegebenen Vertreter oder Männern, die von ihrem Gebiet stammen, vertreten. Wenn eine Frau 
einen Fehler nach der afghanischen Tradition begeht, wird sie mit dem Gefängnis bestraft, wenn sie von zu 
Hause wegläuft aufgrund der unerträglichen häuslichen Gewalt, wird sie von der Behörde sogar zur ihrer Familie 
zurückgebracht. Eine Frau, die alleine stehend ist und mehrere Kinder hat, kann sehr schwer ärztliche Hilfe in 
Anspruch nehmen, da sie sich in die Öffentlichkeit unauffällig verhalten muss und auch mit männlicher 
Begleitung in die Öffentlichkeit auftreten muss. Daher sind die Mehrheit der Frauen und ihre Kinder von 
Krankheiten gezeichnet und sie sterben an einfachen Frauenkrankheiten. Die meisten Familien in der 
traditionellen Gesellschaft bringen ihre Frauen und Mädchen nicht zum Arzt, erst bis es so weit ist, dass die Frau 
im Sterbebett liegt. Wenn die BW nach Afghanistan zurückkehrt, wird nicht nur sie wieder in der traditionellen 
Gesellschaft eingeschränkt und ihrer Freiheit beraubt, sondern ihre Kinder werden auch keine Schule besuchen 
dürfen, weil in den Stammensgesellschaften im Osten die Taliban die Schulen niederbrennen und die 
Bevölkerung warnen, ihre Kinder, besonders die Mädchen nicht in die Schule zu schicken. 
 

Im Übrigen verweise ich auf mein schriftliches GA. 
 

Frau H.: Das ist die Wahrheit, die Frauen dürfen nicht aus dem Haus, die Kinder dürfen die Schule nicht 
besuchen, es stimmt alles, was der SV gesagt hat. 
 

Herr H.: Das ist die Wahrheit. 
 

VL: Möchten Sie sonst noch etwas zum Verfahren sagen? 
 

Herr H.: Nein. 
 

Frau H.: Nein." 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß § 75 Abs 7 Z 1 AsylG 2005 sind Verfahren, welche am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat 
anhängig und einem Senatsmitglied dieser Behörde zugeteilt waren, welches als Richter des Asylgerichtshofes 
ernannt wurde, von diesem als Einzelrichter weiterzuführen, soweit eine mündliche Verhandlung bereits 
stattgefunden hat. 
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Gemäß § 73 Abs. 1 AsylG ist das AsylG 2005 am 1. Jänner 2006 in Kraft getreten; es ist gemäß § 75 Abs. 1 
AsylG auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31. Dezember 2005 noch nicht anhängig waren. 
 

Das vorliegende Verfahren war am 31. Dezember 2005 nicht anhängig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach 
dem AsylG 2005 zu führen. Die Beschwerdeführerin hat gegen Spruchpunkt I. des bekämpften Bescheides 
Beschwerde erhoben. Gegenstand dieses Verfahrens ist damit ausschließlich die Frage, ob der 
Beschwerdeführerin gem. § 3 Abs. 1 AsylG Asyl zu gewähren und gegebenenfalls ihre Flüchtlingseigenschaft 
gem. § 3 Abs. 5 AsylG festzustellen ist. 
 

Das Bundesasylamt hat Spruchpunkt I des bekämpften Bescheides auf § 3 AsylG 2005 gestützt. Diese 
Bestimmung lautet: 
 

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser 
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status 
des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des 
Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 
 

(2) Die Verfolgung kann auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen 
Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe) oder auf Aktivitäten des Fremden beruhen, die dieser 
seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im 
Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe). Einem Fremden, der einen 
Folgeantrag (§ 2 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des Asylberechtigten zuerkannt, wenn die 
Verfolgungsgefahr auf Umständen beruht, die der Fremde nach Verlassen seines Herkunftsstaates selbst 
geschaffen hat, es sei denn, es handelt sich um in Österreich erlaubte Aktivitäten, die nachweislich Ausdruck und 
Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind. 
 

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
abzuweisen, wenn 
 

dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht oder 
 

der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat. 
 

(4) Einem Fremden ist von Amts wegen und ohne weiteres Verfahren der Status des Asylberechtigten 
zuzuerkennen, wenn sich die Republik Österreich völkerrechtlich dazu verpflichtet hat. 
 

(5) Die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrags auf internationalen 
Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, ist mit der Feststellung zu verbinden, dass diesem 
Fremden damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt." 
 

Wesentliche Voraussetzung für die Asylgewährung ist sohin, dass die Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers 
nach der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, (in der Folge: GFK) "glaubhaft" ist. Von 
"Glaubhaftmachung" ("Bescheinigung") spricht man - zum Unterschied vom "Beweis" - dann, wenn die 
Herbeiführung eines behördlichen Urteils über die Wahrscheinlichkeit einer Tatsache genügt (vgl. z.B. UBAS 
25. 5. 1999, 207.650/0-I/03/99; 28. 5. 1999, 208.445/0-I/03/99; 11. 1. 2000, 207.193/0-I/03/99). "Glaubhaft" ist 
sohin eine geltend gemachte Bedrohung schon dann, wenn mehr Gründe für deren Vorliegen als für deren 
Nichtvorliegen sprechen (siehe Walter/Mayer; Verwaltungsverfahrensrecht8 [2003], Rz 315; Thienel, 
Verwaltungsverfahrensrecht [2000]; 164; Hellbling, Kommentar zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen I 
[1954], 272; Herrnritt, Das Verwaltungsverfahren [1932], 89; Rosenmayr, Asylrecht, in Machacek/Pahr/Stadler, 
Grund und Menschenrechte in Österreich III [1997], 584; vgl. dazu z. B. auch VwGH 16. 9. 1993, 92/01/0787; 
UBAS 3. 2. 1998, 201.190/0-II/04/98; 29. 12. 1999, 200.990/8-II/04/99; 6. 9. 2000, 209.999/11-I/03/00; 6. 2. 
2005, 241.828/4-I/03/05). 
 

Im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z. 2 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) vom 28. Juli 1951, BGBl. Nr. 
55/1955, i. V.m. Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. 1. 1967, BGBl. Nr. 
78/1974, ist als Flüchtling anzusehen, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und sich nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht 
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obige 
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Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentraler Aspekt der [...] in Art. 1 Abschnitt A Z. 2 Genfer Flüchtlingskonvention definierten Verfolgung im 
Herkunftsstaat ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, 
wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im 
Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer 
konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus 
Konventionsgründen fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher 
Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, 
wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu 
begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist 
Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung 
mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht 
(VwGH 19. 12. 1995, Zl. 94/20/0858, u.a.m., S.a. VfGH 16. 12. 1992, Zl. B 1035/92, Slg. 13314). 
 

Gemäß § 3 Abs. 5 AsylG ist eine Entscheidung, mit der Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrags 
auf internationalen Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, ist mit der Feststellung zu verbinden, 
dass diesem Fremden damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. 
 

Die Feststellungen über die Situation der Beschwerdeführerin und ihre Lage in Afghanistan finden sich im 
Gutachten des o.g. Sachverständigen, das sich auch mit dem notorischen Wissen des erkennenden Gerichtshofes 
über die Lage von Frauen in Afghanistan deckt. Der Asylgerichtshof fand keinerlei Grund, an der 
Glaubwürdigkeit der Ausführungen der Beschwerdeführerin zu ihrer Situation als Frau in Afghanistan zu 
zweifeln, zumal ihre Angaben dem zitierten Gutachten zufolge vollinhaltlich mit der Alltagsrealität in 
Afghanistan übereinstimmen. 
 

Nach dem Gutachten kann hinreichend davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeführerin im Falle ihrer 
Rückkehr in Afghanistan eine asylrelevante Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht (vgl. 
VwGH 23. 9. 1998, Zl. 98/01/0224). Diese Beurteilung ergibt sich auf Grund der Gesamtsituation aus objektiver 
Sicht (s. hierzu VwGH 12. 5. 1999, Zl. 98/01/0365), die nicht nur die individuelle Situation der 
Beschwerdeführerin, sondern auch die generelle politische Lage in seinem Herkunftsstaat sowie die 
Menschenrechtssituation derjenigen Personen bzw. Personengruppe berücksichtigt, deren Fluchtgründe mit ihren 
vergleichbar sind. 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes können grundlegende politische Veränderungen in dem 
Staat, aus dem der Asylwerber aus wohlbegründeter Furcht vor asylrelevanter Verfolgung geflüchtet zu sein 
behauptet, die Annahme begründen, dass der Anlass für die Furcht vor Verfolgung nicht (mehr) länger bestehe. 
Allerdings reicht eine bloße - möglicherweise vorübergehende - Veränderung der Umstände, die für die Furcht 
des betreffenden Flüchtlings vor Verfolgung mitbestimmend waren, jedoch keine wesentliche Veränderung der 
Umstände mit sich brachte, die zur Ansehung des Asylwerbers als Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z. 
2 GFK führten, nicht aus, um nicht mehr von der Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers zum 
Beurteilungszeitpunkt auszugehen (VwGH 3. 5. 2000, Zl. 99/01/0359 unter Bezugnahme auf VwGH 21. 1. 
1999, Zl. 98/20/0399; vgl. auch VwGH 25. 1. 2001, Zl. 98/20/0549). 
 

Aus dem oben festgestellten Sachverhalt ergibt sich, dass von einer grundlegenden Änderung der Situation der 
Frauen in Afghanistan im Sinne der eben zitierten Judikatur nicht ausgegangen werden kann. Die dargelegten 
massiven gesellschaftlichen Diskriminierungen, die Frauen in Afghanistan erfahren, belegen, dass diese 
weiterhin de facto einer Verletzung in grundlegenden Rechten ausgesetzt sind. Es bestehen nach wie vor 
gesellschaftliche Normen dahingehend, dass Frauen sich nur bei Vorliegen bestimmter Gründe alleine in der 
Öffentlichkeit bewegen dürfen. Widrigenfalls haben Frauen mit Beschimpfungen und Bedrohungen zu rechnen 
bzw. sind der Gefahr willkürlicher Übergriffe ausgesetzt. Afghanischen Frauen ist es daher auch derzeit nicht 
möglich, sich ungehindert und sicher in der Öffentlichkeit zu bewegen. Neben diesen Einschränkungen ihrer 
Selbstbestimmung und ihrer Bewegungsfreiheit kommen massive gesellschaftliche Diskriminierungen u.a. beim 
Zugang zur Gesundheitsversorgung, bei Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten hinzu. 
 

Zur Lage von Frauen unter dem Taliban-Regime vertrat der Verwaltungsgerichtshof die Ansicht, dass bei einer 
ganzheitlichen Würdigung der von den Taliban gegen die Frauen getroffenen Maßnahmen die asylrechtliche 
Intensität zu bejahen sei (s. VwGH 16. 4. 2002, Zl. 99/20/0483). Das Ermittlungsverfahren im vorliegenden Fall 
hat ergeben, dass noch keine gravierende Änderung der die afghanischen Frauen betreffenden Umstände im 
Vergleich zu der dem zitierten Erkenntnis zu Grunde liegenden Tatsachenlage stattgefunden hat. Diese 
Umstände waren nicht bloß auf die Politik der Taliban, sondern auf grundlegende traditionell-gesellschaftliche, 
den Status der afghanischen Frauen definierende Normen zurückzuführen, die von den Taliban lediglich in 
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verschärfter Weise aufgegriffen worden sind. Aus dem Ende des Taliban-Regimes lässt sich daher eine 
wesentliche Änderung der die afghanischen Frauen betreffenden Umstände nicht ableiten. Die gegenwärtige 
Situation in Afghanistan geht somit in ihrer Gesamtheit und Vielgestaltigkeit nach wie vor über das Vorliegen 
einer bloßen (asylrechtlich nicht beachtlichen) Diskriminierung gegenüber Frauen hinaus. 
 

Zwar stellen diese Umstände keine Eingriffe von "offizieller" Seite dar, d.h. sie sind von der gegenwärtigen 
afghanischen Regierung nicht angeordnet. Andererseits ist es der Zentralregierung auch nicht möglich, für die 
umfassende Gewährleistung grundlegender Rechte und Freiheiten hinsichtlich der Bevölkerungsgruppe der 
afghanischen Frauen Sorge zu tragen. Der afghanische Staat kommt damit seinen (positiven) Schutzpflichten 
hinsichtlich dieser Bevölkerungsgruppe nicht nach. Insofern, was das die Beschwerdeführerin treffende 
Sicherheitsrisiko und die Einschränkungen in ihren persönlichen Rechten von Privatpersonen (etwa Teilen der 
lokalen Bevölkerung) angeht, ist die sie betreffende Situation als nicht-staatliches Verfolgungsrisiko zu 
qualifizieren. Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt auch einer von privaten Personen 
oder Gruppierungen ausgehenden Verfolgung asylrechtliche Relevanz zu. Für die Beurteilung der 
asylrechtlichen Relevanz ist nicht auf die Qualifikation des Urhebers des Verfolgungsrisikos abzustellen, 
sondern lediglich auf die Möglichkeit, angesichts einer bestehenden Gefährdung ausreichenden Schutz im 
Herkunftsland in Anspruch zu nehmen. Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er auf 
Grund staatlicher Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ihm 
dieser Nachteil auf Grund einer von dritten Personen ausgehenden, vom Staat nicht ausreichend verhinderbaren 
Verfolgung mit derselben Wahrscheinlichkeit droht. In beiden Fällen ist es ihm nicht möglich bzw. im Hinblick 
auf seine wohl begründete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (VwGH 
22. 3. 2000, Zl. 99/01/0256, u.v.m.). 
 

Im vorliegenden Fall ist daher zu prüfen, ob es der Beschwerdeführerin möglich ist, angesichts des sie 
betreffenden Sicherheitsrisikos ausreichenden Schutz in Afghanistan in Anspruch zu nehmen bzw. ob der Eintritt 
des zu befürchtenden Risikos - trotz Bestehens von Schutzmechanismen in Afghanistan - wahrscheinlich ist. 
Eine solche Wahrscheinlichkeit ist deshalb zu bejahen, weil in Afghanistan derzeit weder ein funktionierender 
Polizei- oder Justizapparat besteht, noch überhaupt davon auszugehen ist, dass der tatsächliche Machtbereich der 
gegenwärtigen Regierung über die Grenzen der Hauptstadt reicht. Weiters ist nicht davon auszugehen, dass im 
Wirkungsbereich einzelner lokaler Machthaber effektive Mechanismen zur Verhinderung von Übergriffen und 
Einschränkungen gegenüber Frauen bestünden; vielmehr liegt ein derartiges Vorgehen gegenüber Frauen 
teilweise ganz im Sinne der lokalen Machthaber. Für die Beschwerdeführerin ist damit nicht mit ausreichender 
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass sie angesichts des sie als Frau betreffenden Risikos, Opfer von 
Übergriffen und Einschränkungen zu werden, ausreichenden Schutz in Afghanistan finden kann. 
 

Im Fall einer Rückkehr nach Afghanistan wäre die Beschwerdeführerin daher mit einer für sie prekären 
Sicherheitslage konfrontiert. Das bedeutet, dass für sie in Afghanistan, auch in Kabul, ein erhöhtes Risiko 
besteht, Eingriffen in ihre physische Integrität und Sicherheit ausgesetzt zu sein. Dieses Risiko ist sowohl als 
generelle, die afghanischen Frauen betreffende Gefährdung zu sehen (Risiko, Opfer einer Vergewaltigung oder 
eines sonstigen Übergriffs bzw. Verbrechens zu werden) als auch als spezifische Gefährdung, bei non-
konformem Verhalten (d.h. bei Verstößen gegen gesellschaftliche Normen wie beispielsweise 
Bekleidungsvorschriften) Sanktionen ausgesetzt zu sein. Aus beiden Aspekten resultierend ist die 
Beschwerdeführerin im Fall ihrer Rückkehr nach Afghanistan mit einer Situation konfrontiert, in der sie in der 
Ausübung grundlegender Menschenrechte beeinträchtigt ist. Für die Beschwerdeführerin wirkt sich die 
derzeitige Situation in Afghanistan daher so aus, dass sie im Fall einer Rückkehr einem Klima ständiger latenter 
Bedrohung, struktureller Gewalt und unmittelbaren Einschränkungen und durch das Bestehen dieser Situation 
einer Reihe von Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt ist. 
 

Ein in seiner Intensität asylrelevanter Eingriff in die vom Staat schützende Sphäre des Einzelnen führt dann zur 
Flüchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK festgelegten Grund, nämlich die 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung 
anknüpft. Im Fall der Beschwerdeführerin kann dieses oben dargestellte Verfolgungsrisiko bereits wegen ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe vorliegen (zur Gruppe der afghanischen Frauen vgl. VwGH 
16. 4. 2002, Zl. 99/20/0483; 20. 6. 2002, Zl. 99/20/0172; zum Begriff der sozialen Gruppe vgl. auch die 
Nachweise in UBAS 3. 1. 2003, Zl. 217.268/24-X/28/02), das in seiner Gesamtheit von asylrelevanter Intensität 
sein kann. 
 

Im Ergebnis weist die der Beschwerdeführerin drohende Verfolgungsgefahr ein Maß an Nachhaltigkeit und 
Intensität auf, die einen Verbleib der Betroffenen im Heimatland als unerträglich (vgl. z. B. VwGH 11. 11. 1998, 
Zl. 98/01/0312; 18. 2. 1999, Zl. 98/20/0468) oder die Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates als 
unzumutbar erscheinen lassen (vgl. dazu und zur asylerheblichen Intensität einer Verfolgungshandlung für viele 
z.B. VwGH 12. 9. 1996, Zl. 95/20/0288). 
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Im Hinblick auf die sehr bedenkliche Sicherheitslage in Afghanistan, ganz abgesehen von der katastrophalen 
wirtschaftlichen und sozialen Situation in diesem Land, kann auch nicht von einer inländischen Fluchtalternative 
ausgegangen werden, die der Beschwerdeführerin zur Verfügung stehen würde bzw. deren Inanspruchnahme für 
sie zumutbar wäre (vgl. u.a. z.B. VwGH 8. 9. 1999, Zl. 98/01/0503), zumal sich das traditionelle Frauenbild mit 
der damit einher gehenden Unterdrückung von Frauen auf das gesamte Staatsgebiet Afghanistans erstreckt. 
 

Endigungs- oder Ausschlusstatbestände konnten im vorliegenden Fall nicht festgestellt werden. 
Zusammenfassend geht der Asylgerichtshof daher davon aus, dass der Beschwerdeführerin Asyl zu gewähren 
war. 
 

Gem. § 3 Abs. 5 AsylG ist die Entscheidung, mit der Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrages 
auf internationalen Schutz der Status eines Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden, 
dass dem Fremden damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. Im Lichte dessen war im 
vorliegenden Fall auch auszusprechen, dass Frau H.S. kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. 


